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Drucksache IV/1451 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

8 — 53300 — 5390/63 


Bonn, den 7. August 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 16. März 1962 zur Ergänzung des Ab- 
kommens vom 26. August 1952 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zum 
deutschen Lastenausgleich 


nebst Begründung, dem Wortlaut des Abkommens, der Denk- 
schrift zum Abkommen sowie dem dazugehörigen Briefwechsel 
(Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen, 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 257. Sitzung 
am 3. Mai 1963 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie 
aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 2 zu ersehen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Druck; Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestr. 54, Postfadi 821 
Telefon 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 16. März 1962 
zur Ergänzung des Abkommens vom 26. August 1952 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
zum deutschen Lastenausgleich 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bern am 16. März 1962 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur 
Ergänzung des Abkommens vom 26. August 1952 
zum deutschen Lastenausgleich (Bundesgesetzbl. 1953 
II S. 15) wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Das Abkommen wird vom Inkrafttreten des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 14. August 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 446) an (§ 375 des Lastenausgleichs- 


gesetzes) angewendet. Für die Anwendung der 
§§ 266, 272, 273, 280 und 282 des Lastenausgleichs- 
gesetzes gilt das Abkommen vom l.Juni 1961 an. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 3 Satz 3 für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen hat zum Inhalt, daß diejenigen Lei- 
stungen, die schweizerischen Staatsangehörigen aus 
Mitteln des schweizerischen Staatshaushalts auf 
Grund des schweizerischen Bundesbeschlusses vom 
13. Juni 1957 über eine außerordentliche Hilfe an 
Auslandsschweizer und Rückwanderer, die infolge 
des Krieges von 1939 bis 1945 Schäden erlitten 
haben, gewährt werden, bei Anwendung des § 8 
Abs. 2 Nr. 4 des deutschen Feststellungsgesetzes und 
des § 249 Abs. 2 des deutschen Lastenausgleichsge- 
setzes nicht berücksichtigt und diejenigen Beträge, 
die auf Grund dieses schweizerischen Bundesbe- 
schlusses als Vorschüsse auf Vergütungen dritter 
Staaten im Zusammenhang mit Kriegs- oder Nach- 
kriegsschäden geleistet werden, berücksichtigt wer- 
den. Da das Abkommen sich somit auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht, bedarf es nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Zu- 
stimmung der für die Bundesgesetzgebung zustän- 
digen Körperschaften in der Form eines Bundesge- 
setzes. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen ist für die Zwecke der zeitlosen 
Schadensfeststellung und der grundsätzlich einmali- 
gen Hauptentschädigung rückwirkend vom Inkraft- 
treten des Lastenausgleichsgesetzes an anzuwenden; 
für die Zwecke der Kriegsschadenrente ist zur Ver- 


meidung komplizierter Rückrechnungen grundsätz- 
lich ein möglichst gegenwartsnaher Anwendungs- 
zeitpunkt bestimmt, der zugleich Nachteile für den 
Geschädigten vermeiden soll, die sich aus der Dauer 
des Gesetzgebungsverfahrens ergeben. Diese Rege- 
lung erscheint angebracht, weil sie den innerdeut- 
schen Anwendungsvorschriften nach der 8., 11. und 
14. Novelle zum Lastenausgleichsgesetz folgt. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 3 Satz 3 für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Die finanziellen Mehraufwendungen,* die durch das 
Abkommen und die in dem Briefwechsel getroffenen 
Vereinbarungen bedingt sind, werden nur unerheb- 
lich sein, weil der von dem Abkommen erfaßte Per- 
sonenkreis klein ist. 
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Abkommen 

zur Ergänzung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
zum deutschen Lastenausgleidi vom 26. August 1952 

Zur Ergänzung des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zum deutschen Lastenausgleich 
vom 26. August 1952 und in Berücksichtigung der darin genannten Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft sind die beiden Vertragsparteien übereingekommen, 

das folgende Abkommen zu schließen. 

Zu diesem Zweck haben zu ihrem Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
Herrn Prof. Dr. Hermann Meyer-Lindenberg, 
Ministerialdirigent im Auswärtigen Amt, 

der Schweizerische Bundesrat 
Herrn Fürsprecher Maurice J a c c a r d , 

Sektionschef I im Eidgenössischen Politischen Departement. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in guter und gehöriger 
Form befundenen Vollmachten die nachstehenden Bestimmungen vereinbart: 

Artikel 1 

(1) Unter Berücksichtigung der mit der Schweizerischen Eidgenossenschaft ge- 
troffenen vorbezeichneten Abkommen fallen Leistungen, die Schweizerbürgern 
aus Mitteln des schweizerischen Staatshaushaltes auf Grund des schweizeri- 
schen Bundesbeschlusses vom 13. Juni 1957 über eine außerordentliche Hilfe 
an Auslandsschweizer und Rückwanderer, die infolge des Krieges von 1939 
bis 1945 Schäden erlitten haben, gewährt werden, nicht unter § 8 Abs. 2 Nr. 4 
des deutschen Feststeilungsgesetzes und § 249 Abs. 2 des deutschen Lasten- 
ausgleichsgesetzes. 

(2) Beträge, die auf Grund des genannten schweizerischen Bundesbeschlusses 
als Vorschüsse auf Vergütungen dritter Staaten im Zusammenhang mit Kriegs- 
oder Nationalisierungsschäden geleistet werden, werden dagegen nach den 
genannten Vorschriften angerechnet. 

Artikel 2 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der Regierung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkom- 
mens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 3 

Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden sollen 
so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht werden. Dieses Abkommen tritt mit 
dem Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Geschehen zu Bern am 16. März 1962 in zwei Urschriften. 

Für die Bundesrepublik Deutschland; 

Hermann Meyer-Lindenberg 

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft: 

J a c c a rd 
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Denkschrift 


1. Allgemeines 

Am 13. Juni 1957 hat die Schweizerische Eidgenos- 
senschaft einen Bundesbeschluß über eine außer- 
ordentliche Hilfe an Auslandsschweizer und Rück- 
wanderer erlassen, die infolge des Zweiten Welt- 
krieges Schäden erlitten hatten. Nach § 8 Abs. 2 
Nr. 4 des deutschen Feststellungsgesetzes und § 249 
Abs. 2 des deutschen Lastenausgleichsgesetzes sind 
auch Entschädigungsleistungen auf Grund dieses 
Bundesbeschlusses bei der Schadensfeststellung so- 
wie bei der Entschädigung im Rahmen des deutschen 
Lastenausgleichs zu berücksichtigen. Die schweize- 
rische Regierung ist deshalb an die Bundesregie- 
rung mit der Bitte herangetreten, in einer zwischen- 
staatlichen Vereinbarung die Nichtberücksichtigung 
der genannten Entschädigungsleistungen aus dem 
schweizerischen Staatshaushalt bei der Schadens- 
feststellung nach dem Feststellungsgesetz und der 
Entschädigung nach dem Lastenausgleichsgesetz 
festzulegen. Diesem Wunsch ist durch den Abschluß 
des Abkommens zur Ergänzung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zum deutschen 
Lastenausgleich vom 26. August 1952 am 16. März 
1962 in Bern entsprochen werden. 


11. Besonderes 

1. Die Präambel des Abkommens vom 16. März 
1962 knüpft an das Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft zum deutschen Lasten- 
ausgleich vom 26. August 1952 und an die darin ge- 
nannten Abkommen an. Unter den letzteren sind die 
Abkommen 

1. über die deutschen Vermögen in der Schweiz, 

2. über die Herstellung gewerblicher Schutzrechte 
und 

3. über die Regelung der Forderungen der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft gegen das ehemalige 
Deutsche Reich 

zu verstehen, die alle am gleichen Tage wie das 
deutsch-schweizerische Lastenausgleichsabkommen 
vom 26. August 1952 abgeschlossen wurden. 

Die enge Verknüpfung des neuen Abkommens mit 
den älteren aus dem Jahre 1952 erfolgte deshalb, 
weil auch die neue Vereinbarung vom 16. März 1962 


ihren Ursprung in dem Bestreben der Bundesregie- 
rung hat, die mit dem zweiten Weltkrieg zusam- 
menhängenden vermögensrechtlichen Fragen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft im Sinne eines 
gerechten Ausgleichs zu lösen. Nachdem die schwei- 
zerische Regierung der Bundesrepublik bei der 
Rückgabe der deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz in dem im deutsch-schweizerischen Lasten- 
ausgleichsabkommen genannten Abkommen weit- 
gehend entgegengekommen ist, erschien es ange- 
bracht, auf eine Anrechnung der im Rahmen der 
„Hilfsaktion zugunsten kriegsgeschädigter Aus- 
landsschweizer'' aus dem schweizerischen Staats- 
haushalt geleisteten Zahlungen auf die Leistungen 
auf Grund der deutschen Lastenausgleichsgesetz- 
gebung zu verzichten. 

2. Mit der Nichtanrechenbarkeit gewisser Leistun- 
gen aus dem schweizerischen Staatshaushalt auf den 
deutschen Lastenausgleich wird der Gesamtkomplex 
der mit dem zweiten Weltkrieg zusammenhängen- 
den Vermögensfragen zwischen der Schweiz und 
Deutschland in einer Detailfrage gelöst. 

3. Im einzelnen legt das Abkommen vom 16. März 
1962 in Artikel 1 fest, daß Leistungen, die schwei- 
zerischen Staatsangehörigen aus Mitteln des schwei- 
zerischen Staatshaushalts auf Grund des schweize- 
rischen Bundesbeschlusses vom 13. Juni 1957 über 
eine außerordentliche Hilfe an Auslandsschweizer, 
die infolge des Krieges von 1939 bis 1945 Schäden 
erlitten haben, gewährt werden, bei der Schadens- 
feststellung nach dem Feststellungsgesetz und der 
Entschädigung nach dem deutschen Lastenausgleichs- 
gesetz nicht berücksichtigt werden. 

Für wiederkehrende Leistungen aus dem schweize- 
rischen Staatshaushalt auf Grund des vorgenannten 
Bundesbeschlusses ist durch einen Briefwechsel der 
beiden Delegationsführer eine Sonderregelung ge- 
troffen worden. Diese Schreiben, die dem Abkom- 
men angehängt sind, aber nicht veröffentlicht wer- 
den sollen, sehen im Rahmen der bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften eine wohlwollende Rege- 
lung der Frage der Anrechenbarkeit dieser Leistun- 
gen bei der Kriegsschadenrente durch den Präsiden- 
ten des Bundesausgleichsamtes vor. 

4. In Artikel 2 enthält das Abkommen die übliche 
Berlin-Klausel, in Artikel 3 eine Vorschrift über das 
Inkrafttreten. 
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Der Vorsitzende 
der schweizerischen Delegation 

Bern, den 16. März 1962 


Herr Vorsitzender, 

Ich beehre mich, im Zusammenhang mit dem deutsch- 
schweizerischen Abkommen über die Nichtanrech- 
nung schweizerischer Leistungen im deutschen 
Lastenausgleich folgendes mitzuteilen: 

Auf Grund des schweizerischen Bundesbeschlusses 
vom 13. Juni 1957 über eine außerordentliche Hilfe 
an Auslandsschweizer und Rückwanderer, die in- 
folge des Krieges von 1939 bis 1945 Schäden erlitten 
haben, werden Renten gewährt. Erhalten Auslands- 
schweizer auf Grund der deutschen Vorschriften 
Kriegsschadenrente nach dem Lastenausgleichsge- 
setz, wird die ihnen nach dem erwähnten schweize- 
rischen Bundesbeschluß gewährte Rente nach § 267 
Abs. 2 Nr. 4 des Lastenausgleichsgesetzes behandelt. 

Die Gründe für diese Regelung, die bei höheren 
Renten dieser Art zu einer teilweisen Anrechnung 
führt, sind den zuständigen schweizerischen Stellen 
bekannt. Sie vertreten jedoch angesichts des Cha- 
rakters der schweizerischen Leistungen als außer- 
ordentliche Hilfe, die wegen des Verlustes der 
Existenz gewährt wird, die Auffassung, daß diese 
schweizerischen Renten auf die Kriegsschadenrente 
nicht angerechnet werden sollten. 

Ich wäre Ihnen für eine Mitteilung verbunden, ob 
sich der Herr Präsident des Bundesausgleichsamtes 
in der Lage sieht, von einer derartigen Anrechnung 
Abstand zu nehmen. 


Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Der Vorsitzende der schweizerischen Delegation 


Der Vorsitzende 
der deutschen Delegation 

Bern, den 16. März 1962 


Herr Vorsitzender, 

Ich beehre mich, unter Bezugnahme auf Ihr Schrei- 
ben vom 16. März 1962, in dem Sie die Frage auf- 
werfen, ob sich der Herr Präsident des Bundesaus- 
gleichsamtes in der Lage sieht, von der Anrechnung 
der auf Grund des Bundesbeschlusses vom 13. Juni 
1957 über eine außerordentliche Hilfe an Auslands- 
schweizer und Rückwanderer, die infolge des Krie- 
ges von 1939 bis 1945 Schäden erlitten haben, ge- 
währten Renten auf die Kriegsschadenrente nach 
dem Lastenausgleichsgesetz abzusehen, folgendes 
mitzuteilen: 

Der Herr Präsident des Bundesausgleichsamtes, der 
für die Durchführung des Lastenausgleichs verant- 
wortlich ist, hat sich auf Grund des schweizerischen 
Wunsches mit dem Verhältnis zwischen den nach 
dem schweizerischen Bundesbeschluß gewährten 
Renten und der Kriegsschadenrente befaßt. Er hat 
sich bereit erklärt, dem schweizerischen Wunsch 
im Rahmen des Vertretbaren durch Interpretation 
zu entsprechen. Bei der Abwägung der Rechts- und 
Sachlage hat er in Betracht gezogen, daß nur eine 
geringe Zahl von Fällen dieser Art bekannt gewor- 
den ist und daß schon bisher diese schweizerischen 
Renten nur mit sehr niedrigen Teilbeträgen ange- 
rechnet wurden. Der Herr Präsident des Bundesaus- 
gleichsamtes hat erklärt, daß er den bisher bekannt- 
gewordenen Fällen nachgehen und die Nichtanrech- 
nung der entsprechenden Teilbeträge auf die Unter- 
haltshilfe veranlassen wird; in gleicher Weise wird 
er bei etwa künftig noch auftretenden Fällen ver- 
fahren. Eine andere Handhabung hat er sich ange- 
sichts der Vorschriften des § 267 LAG Vorbehalten 
für etwaige Fälle, in denen nach der Gesamthöhe 
der Einkünfte in Verbindung mit einer überdurch- 
schnittlich hohen schweizerischen Rente die völlige 
Nichtanrechnung mit dem Rechtscharakter der Un- 
terhaltshilfe unter Berücksichtigung des Existenz- 
niveaus der Kriegsschadenrentner unvereinbar er- 
scheinen sollte; bisher ist dem Bundesausgleichsamt 
kein derartiger Fall bekannt geworden. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Der Vorsitzende der deutschen Delegation 


Jac card 


Meyer-Lindenberg 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Beschluß des Bundesrates 


Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Ge- 
setzes zu dem Abkommen vom 16. März 1962 zur 
Ergänzung des Abkommens vom 26. August 1952 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft zum deutschen 
Lastenausgleich beschlossen. Die Eingangsworte des 
Gesetzentwurfs lauten: 

„Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen" 

Zu der Vorlage der Bundesregierung hat der Bun- 
desrat gemäß § 76 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes 
am 3. Mai 1963 wie folgt Stellung genommen: 

,Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das in der Vorlage bezeichnete Abkommen vom 
16. März 1962 ändert durch eine Ergänzung das Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zum 
deutschen Lastenausgleich vom 26. August 1952, dem 


der Bundesrat seiner Zeit zugestimmt hat (Bundes- 
gesetzbl. 1953 II S. 15). 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen.' 

Zu diesem Beschluß nimmt die Bundesregierung wie 
folgt Stellung: 

Die Bundesregierung pflichtet der Auffassung des 
Bundesrates nicht bei. Die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes bedarf nur dann der Zustimmung 
des Bundesrates, wenn die Änderung selbst einen 
zustimmungsbedürftigen Inhalt hat oder sich auf 
solche Bestimmungen des zu ändernden Gesetzes be- 
zieht, welche die Zustimmungsbedürftigkeit jenes 
Gesetzes begründet haben. Diese Voraussetzungen 
sind im vorliegenden Falle nicht gegeben, denn das 
Zustimmungsgesetz zu dem Abkommen vom 16. März 
1962 ändert nur § 8 Abs. 2 Nr. 4 des Feststellungs- 
gesetzes und § 249 des Lastenausgleichsgesetzes. 
Diese Bestimmungen haben jedoch die Zustimmungs- 
bedürftigkeit dieser Gesetze nicht begründet, da sie 
lediglich eine sachlich-rechtliche Regelung, nicht aber 
eine Regelung des Verwaltungsverfahrens vor den 
Landesbehörden enthalten. 
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